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2 DAS WORT DES PRÄSIDENTEN

Stopp dem grünen Grössenwahn!
Der Umgang des Bundesrates mit der Pandemiekrise hat dem Schweizer Volk schon genug Schaden 
zugefügt. Grüne Grössenwahnprojekte sind das Letzte, das es jetzt noch braucht.  

Der Bundesrat will weiterhin will-
kürlich unser Leben verwalten, obwohl 
er keine epidemiologische Grundlage 
mehr hat, die das rechtfertigen könnte. 
Die apokalyptischen Szenarien, die vor 
Wochen vorausgesagt wurden, sind nicht 
eingetreten. Und die zaghaften Öffnungs-
schrittchen, die im April beschlossen 
wurden, gehen viel zu wenig weit und 
bleiben willkürlich bis widersprüchlich. 
Die Position der SVP spiegelt sich in un-
seren Prinzipien: Freiheit und Sicherheit. 
Freiheit bedeutet Eigenverantwortung 
und die Aufhebung von Einschränkun-
gen, Sicherheit bedeutet die Anwendung 
von Schutzkonzepten, Tests und Impfun-
gen. Es ist höchste Zeit, dass sowohl die 
Bürger als auch die Wirtschaft zu einer 
Form der Normalität zurückkehren kön-
nen, die Zukunftsperspektiven für junge 
Menschen, Familien und Unternehmer 
garantiert. Deshalb fordern wir, dass die 
«besondere Lage» aufgehoben wird.

Neue Steuern und Verbote verhindern 
Doch nicht nur das 

Chaos-Krisenmanagement des 
Bundesrats hält uns auf Trab. 

Wir müssen unbedingt die neuen Steuern 
und Verbote verhindern, die die Grünen 
durch die beiden extremen Agrarini-
tiativen und das CO2-Gesetz einführen 
möchten. Über alle drei Vorlagen stim-
men wir am 13. Juni ab. Alle drei verdie-
nen ein deutliches und klares Nein. 

Wir wollen kein Bürokratiemons-
ter namens CO2-Gesetz! Und wir wollen 
nicht, dass die Mittelschicht verarmt. Die 
neuen Abgaben werden den Schweizer 
Haushalten leicht Mehrkosten von bis 
zu 1000 Franken pro Jahr verursachen. 
Ausserdem ist mit einem allgemeinen 
Anstieg der Preise für Konsumgüter zu 
rechnen. 

Nicht minder gefährlich sind die 
Agrarinitiativen. Sie würden den Schwei-
zer Primärsektor in die Knie zwingen und 
unsere Nahrungsmittelselbstversorgung 

stark schwächen. Ganz zu schweigen 
vom perversen Effekt der zunehmen-

den Importe von Lebensmitteln aus 
dem Ausland, wo viel tiefere 

Umweltstandards gelten als 
in der Schweiz. 

Euroturbos arbeiten heimlich an Unter-
werfung 

Nicht unterschätzen dürfen wir 
die europäische Herausforderung. Lassen 
wir uns vom Scheintod des Institutionel-
len Abkommens nicht täuschen! Hinter 
den Kulissen arbeiten die Euroturbos 
aller Parteien heimlich weiter daran, 
die Schweiz der Europäischen Union zu 
unterwerfen. Vom Vorschlag der Steuer-
harmonisierung mit der EU im Tausch 
gegen Lohnschutz durch die Grünen bis 
hin zum liberalen Projekt namens "Swiss-
lex 2.0" mit der Absicht, das europäische 
Recht autonom und automatisch zu 
übernehmen. All diese Vorschläge sind 
für die SVP absolut indiskutabel, und wir 
werden sie sowohl im Parlament als auch 
an der Wahlurne bekämpfen. 

Wie immer danke ich euch, liebe 
Parteifreude, für euer grosses Engage-
ment für eine freie und sichere Schweiz!

Marco Chiesa
Ständerat und Präsident  
der SVP Schweiz
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Das Rahmenabkommen wäre das 
Ende der unabhängigen Schweiz 
Bundespräsident Guy Parmelin hat bei seinem Besuch in Brüssel alles richtig gemacht und 
endlich Klartext gesprochen. 12 Gründe, warum das Institutionelle Abkommen zu beerdigen ist 
und niemals als Zombie wiederkehren darf. 

DER EU-UNTERWERFUNGSVERTRAG IST JETZT ZU BEERDIGEN

1. Das Institutionelle Abkommen (Ins-
tA) führt die Schweiz schleichend 
in die EU, ohne dass das Volk über 
einen EU-Beitritt abstimmen kann.

2. Mit dem Abkommen wird die 
Schweizer Politik inklusive Regelung 
der Zuwanderung und Zugang zu 

unseren Sozialversicherungen in 
weiten Teilen durch die EU diktiert. 

3. Der schweizerische Gesetzgeber, 
d.h. Volk, Stände und Parlament, 
werden ausgeschaltet: Die EU ord-
net an, die Schweiz vollzieht. Das 
InstA beendet den bilateralen Weg 
auf Augenhöhe.

4. Bei Streitigkeit entscheidet letzt-
lich der Europäische Gerichtshof 
(EuGH). Damit unterwirft sich 
die Schweiz dem Gericht der Ge-
genpartei.

5. Mit dem InstA wird die Personen-
freizügigkeit noch ausgebaut. Die 
Schweiz müsste beim Zugang zu 

ihren Sozialversi-
cherungen exor-
bitante Kosten 
übernehmen.
6. Die Ausschaf-
fung hunder-
ter verurteil-
ter krimineller 
EU-Bürger wird 
verunmöglicht.
7. Das InstA ver-
schlechtert die 
Rechtssicherheit 
in der Schweiz 
massiv, weil sie 
sich auf Gedeih 
und Verderb in 
grossen Teilen der 
Rechtssetzung der 
EU ausliefern wü-
rde.
8. Die EU ver-
langt sogenannte 
Kohäsionszahlun-
gen als «Zutritts-

gebühr für den EU-Binnenmarkt», 
ohne dass die Schweiz aus Äqui-
valenzgründen ebenfalls eine 
«Zutrittsgebühr zum Schweizer 
Binnenmarkt» von der EU verlan-
gen würde.

9. Das InstA sieht «Ausgleichsmass-
nahmen bis hin zur Suspendierung 
der betroffenen Abkommen» vor, 
sollten Volk oder Parlament die 
Übernahme einer EU-Bestimmung 
ablehnen. 

10.  Die Regelung mit weiteren Guil-
lotineklauseln würde den Vertrag 
praktisch unkündbar machen.

11.  Das Verbot der staatlichen Beihilfen 
untergräbt unseren Föderalismus 
sowie die Kantons- und Gemein-
deautonomie vollständig. 

12. Schliesslich würde der schädliche 
InstA-Mechanismus auch beim 
Freihandelsabkommen mit der EU 
zur Anwendung kommen.

Nein zur Preisgabe der Schweiz
Das Institutionelle Abkom-

men missachtet die Unabhängigkeit 
des Landes, die Rechte des Schweizer 
Volkes, die Neutralität und den Födera-
lismus. In Konsequenz gefährdet es un-
sere hart erarbeitete Wohlfahrt. Es käme 
einer Preisgabe der Schweiz gleich. Der 
Bundesrat muss der EU deshalb unmiss-
verständlich darlegen, dass die Schweiz 
an guten bilateralen Beziehungen auf 
Augenhöhe interessiert ist, aber keinen 
Vertrag unterschreiben kann, der gegen 
den Zweckartikel der Bundesverfassung 
verstösst, welcher die Unabhängigkeit 
des Landes und die Rechte des Volkes 
garantiert.

  

 
 

Politik hautnah aus einer anderen Perspektive erleben?  
 
 

Mitarbeit im Generalsekretariat der grössten Partei der Schweiz 
 
Das Generalsekretariat ist das Dienstleistungszentrum der Partei. Dabei erfüllt es folgende 
Hauptaufgaben: Sekretariat und Beratung der Bundeshausfraktion, Koordination und 
administrative Unterstützung sämtlicher Parteiorgane, Organisation und Durchführung von 
Parteianlässen, Vorbereitung und Begleitung eidgenössischer Wahlen und Abstimmungen 
sowie die Öffentlichkeitsarbeit der Partei.  
 
Das Generalsekretariat der Schweizerischen Volkspartei (SVP) sucht per 1. Juni 2021 oder 
nach Vereinbarung eine/n 
 
Wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in (100%) 
 
Ihr Profil: 
- Abgeschlossenes Hochschulstudium (mind. Bachelor) oder mindestens 5 Jahre 

relevante Arbeitserfahrung in der Gesundheitspolitik 
- Interesse an der schweizerischen Politik 
- Gewandtheit im mündlichen und schriftlichen Ausdruck 
-  Gute Informatikkenntnisse (insbesondere Word und Excel) 
- Elementare Französischkenntnisse 
- Organisationstalent und hohe Sozialkompetenz 
- Selbstständige, präzise und effiziente Arbeitsweise mit hoher Einsatzbereitschaft 
 
Ihre Aufgaben: 
- Beratung und inhaltliche Arbeit für die Bundeshausfraktion und die Partei 
- Verfassen von Positionspapieren und Texten (auch für Medienarbeit und Social Media) 
- Verantwortung über diverse Fachdossiers auf dem Generalsekretariat  
- Planung und Ausführung von Projektarbeiten inklusive Mitarbeit bei Parteianlässen, etc. 
 
Wenn Sie gerne selbständig und gestaltend mitarbeiten, sind Sie genau die richtige Person 
für uns. Wir freuen uns auf Ihre schriftliche - gerne auch per Mail - Bewerbung, die Sie mit 
den üblichen Unterlagen an die folgende Adresse richten: 
 
Peter Keller, Generalsekretär der SVP Schweiz, Postfach, 3001 Bern 
E-Mail: peter.keller@svp.ch, für Rückfragen: 079 543 84 01 www.svp.ch  
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von Thomas Aeschi
Nationalrat und  
SVP-Fraktionspräsident 
Baar (ZG)
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Beschiss an der Bevölkerung 
Seit die Schweiz in der Energiepolitik linke Mehrheiten hat, folgt ein Fiasko nach dem anderen. Die 
Energieversorgung wird schlechter, die Risiken steigen und die Kosten gehen durch die Decke. 
Höchste Zeit, diesem Treiben ein Ende zu bereiten –  mit einem Nein am 13. Juni zum CO2-Gesetz.

fliegerei wird weniger Geld beisteuern und 
die möglichen Umgehungsfüge ab auslän-
dischen Flughäfen oder auch ab dem franzö-
sischen Teil des Flughafens Basel-Mulhouse 
sind ein grosser Unsicherheitsfaktor. Denn 
dort wir keine Ticketsteuer bezahlt. Das be-
deutet: Es wird weniger Geld zurückerstat-
tet als behauptet.

Nein zum missratenen CO2-Gesetz
Das alles sind genügend Beweise, 

um festzustellen, dass sich die energiepoli-
tischen Versprechen der Linken – damals 
wie heute – in Luft auflösen werden und die 
Bevölkerung erneut beschissen wird. Das 
missratene CO2-Gesetz muss am 13. Juni 
an der Urne versenkt werden.

Bei der Abstimmung über das En-
ergiegesetz von 
2017 behaupteten 
der Bundesrat und 
die Linken, die 
Kernenergie könne 
ersetzt werden, mit-
tels Kosten für Herr 
und Frau Schweizer 
von 40 Franken pro 
Jahr. Diese linken 
Träumereien hat die SVP bereits damals als 
falsch aufgedeckt. Heute wissen wir: Prak-
tisch alle versprochenen Ziele werden ver-
fehlt, unsere Stromversorgung wird laufend 
unsicherer, die Abhängigkeit gegenüber 
dem Ausland steigt und die Zubau-Zie-
le sind Makulatur. Kurz und gut, das Volk 
wurde belogen. Wir wissen noch immer 
nicht, wie die Kernenergie ersetzt werden 
soll, falls an diesem Szenario überhaupt 
festgehalten wird. Sicher ist nur, dass wei-
tere Milliardenbeträge fällig werden, die das 
Volk zu bezahlen hat.

Abstruse Behauptungen
Bei der Abstimmung über das 

CO2-Gesetz werden vom Bundesrat und 
den Linken erneut abstruse Dinge behaup-
tet. Es werden unverblümt Mehrkosten von 
100 Franken für eine vierköpfige Fami-
lie berechnet. Doch die Grundlagen sind 
falsch. Es lässt sich bereits heute sagen, dass 
Kosten von gegen 1’000 Franken realistisch 
sind. Der Verbrauch eines Familienautos ist 
höher, die Fahrstrecke für eine Familie ist 
weiter und die Wohnfläche ist grösser als be-
hauptet. Das ergibt für viele Familien deut-
lich höhere Kosten. Gar nicht enthalten in 
der Prognose der Linken sind zusätzlich nö-

tige Investitionskosten und die Verteuerung 
auf sämtlichen Konsumprodukten.

Falsche Teuerungszahlen
Der behauptete Heizöl-Aufschlag 

ist schlicht falsch. Heute bezahlen Herr und 
Frau Schweizer 25 Rappen Steuern pro Li-
ter. Mit dem neuen Gesetz wird die Steuer 

schrittweise auf 55 
Rappen pro Liter 
erhöht. Die Linken 
behaupten, dass erge-
be eine Teuerung von 
20 Rappen. Nun, wer 
rechnen kann, ist klar 
im Vorteil. Allein die 
30 Rappen Teuerung 

beim Heizöl be-
deuten für eine Fa-
milie pro Jahr min-
destens 600 Franken 
Mehrkosten.

Beschiss auch bei 
der Rückverteilung

Eine wei-
tere Falschannahme 
der linken Kosten-
rechnung sind die 
Rückverteilungsgel-
der an die Bevölk-
erung. Der Flugver-
kehr soll zur grossen 
Geld-Umver te i-
lungsmaschine wer-
den. Die Prognosen 
sehen allerdings 
düster aus. Für die 
aktuellen Jahre resul-
tiert ein Minus von 
80 %. Für die kom-
menden Jahre wird 
ein deutlich tieferes 
Niveau erwartet als 
vor Corona. Die ge-
ringere Geschäfts-

 Kurz und gut, das Volk wurde 
belogen. Wir wissen noch immer 
nicht, wie die Kernenergie ersetzt 
werden soll, falls an diesem Szena-
rio überhaupt festgehalten wird. 
Sicher ist nur, dass weitere Milliar-
denbeträge fällig werden, die das 
Volk zu bezahlen hat.  

von Christian Imark
Nationalrat 
Fehren (SO)

Linkes 
CO2-Gesetz 

NEIN

Landbevölkerung 
abzocken?
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Viele Betriebe leiden bereits massiv an den 
Folgen der «Kosteninsel Schweiz». Deshalb 
ist es nicht verwunderlich, dass gerade 
diese Industriebetriebe Stellen abbauen 
oder ins Ausland verlagern. Der Wohls-
tand und Arbeitsplätze in der Schweiz wer-
den damit fahrlässig gefährdet, ohne aber 
damit irgendein Problem zu lösen, denn 
CO2 kennt keine Landesgrenzen.

Eine starke Wirtschaft baut auf dem 
Weg zu einer weitgehenden Klimaneutra-
lität nicht auf immer mehr Steuern und 
Verbote, sondern auf unternehmerisch ge-
triebene Innovation, Forschung und Selbs-
tverantwortung. Sind es doch genau diese 
Eigenschaften, welche die Schweiz erfol-
greich gemacht haben. Tragen wir ihnen 
Sorge und kämpfen wir gemeinsam gegen 
diese links grüne Umverteilungs- und Bes-
trafungspolitik mit dem schönen Namen 
«CO2 Gesetz»!

Angriff auf das Erfolgsmodell Schweiz
Das Erfolgsmodell Schweiz beruht auf Können, 
Fleiss, Innovation und Selbstverantwortung. 
Genau dies wird jetzt aber mit dem linken Um-
verteilungsprogramm, welches unter dem Na-
men «CO2 Gesetz» verkauft wird, torpediert.

Mit dem neuen Gesetz werden Un-
ternehmen in «gute und «böse» aufgeteilt 
- je nachdem wieviel CO2 sie verursachen. 
Die Verteilungsbürokratie wird massiv 
aufgebläht und unter dem Deckmantel 
«innovative Klimapolitik» werden Ar-
beitsplätze sowie die Wettbewerbsfähig-
keit der Schweizer Unternehmen weiter 
unter Druck gesetzt und gefährdet.

Ein Wolf im Schafspelz
Das vorliegende Gesetz ist ein 

Wolf im Schafspelz. Unter dem Druck 
der Unterzeichnung des Pariser Klimaab-
kommens hat das Parlament mit diesem 
Gesetz ein Bürokratie- und Umvertei-
lungsmonstrum konstruiert. Das Motto 
lautet: Zuerst wird den Bürgerinnen und 
Bürgern, den Unternehmern und den 
Landwirten durch weit überhöhte Ab-
gaben auf Treib- und Brennstoffen über 
eine Milliarde jährlich aus dem Sack ge-
zogen, danach werden die so gewonnenen 
Gelder im Sinne der staatlichen Lenkung 
umverteilt.

Richtig ist aber vor allem, dass 
von diesem Geld ein grosser Teil in der 
Bürokratie und dem neuen dafür aufge-
bauten Beratungs- und Kontrollapparat 
versickert und so die Wirkung verfehlt. 

Man fragt sich verwundert, 
weshalb wohl das Parlament einem 
solchen milliardenschweren Gesetz über-
haupt zugestimmt hat. Kann es sein, dass 
sich viele ein Stück dieses riesigen Umver-
teilungskuchen abschneiden wollen? Mir 

kommt es vor, als 
würden wir den 
Posträuber bejubeln, 
der einen kleinen 
Teil seiner Beute 
zurückgibt. 

Die nega-
tiven Auswirkungen 
dieser Umverteilung 
sind aber offen- 
sichtlich. Ortsge-
bundene Gewerbe-
betriebe bzw. ganze 
Branchen, die zu-
mindest momen-
tan noch auf fos-
sile Brennstoffe 
angewiesen sind, 
werden benachtei-
ligt und in ihrer 
Existenz bedroht. 
Die Mobilität und 
das Bauen werden weiter künstlich ver-
teuert und machen somit auch die Wa-
ren und Dienstleistungen für den End-
konsumenten teurer. Dies führt zu noch 
mehr Einkaufstourismus und Bestellungen 
aus dem Ausland und trifft somit unsere 
Wirtschaft und unseren Handel nach Co-
rona erneut hart.

Die Schweiz ist schon heute eine Muster-
schülerin 

In der ganzen Diskussion wird ver-
gessen, dass die Schweiz heute schon ein 
Musterschülerin ist. Sie hat die höchsten 
Preise für eine Tonne ausgestossenes CO2. 
Während Deutschland die CO2-Abgabe 
bis 2025 auf 55 Euro anheben will, ist in der 
Schweiz der Preis jetzt schon auf 96 Franken 
festgesetzt. Die im neuen Gesetz vorgese-
hene Erhöhung auf maximal 210 Fran-
ken verteuert den Produktionsstandort 
Schweiz unnötig und unverhältnismässig. 

von Manuel Strupler
Nationalrat
Weinfelden (TG)

Linkes 
CO2-Gesetz 

NEIN

Ölheizung  
verbieten?
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Das CO2-Gesetz belastet das Porte-
monnaie und hilft dem Klima nicht
Ein Kerngedanke der Schweiz ist das Miteinander und dass es möglichst kein Benachteiligen ge-
ben soll. Das neue CO2-Gesetz missachtet diesen Grundkonsens massiv. Es führt zu einer finan-
ziellen Mehrbelastung, ohne dem Klima zu helfen. 

2. Weiter dürften mit wenigen Aus- 
nahmen keine Öl- und Gasheizungen 
mehr installiert werden. Dieses fak-
tische Verbot von fossilen Heizungen 
wird zu Härtefällen führen: Gerade 
ältere Personen können sich hohe 
Investitionen in erneuerbare Heizun-
gen oft nicht leisten. Aber auch junge 
Familien, die ihr ganzes Kapital in 
den Hauskauf – aktuell stehen insbe-

sondere ältere Häuser 
zum Verkauf – gesteckt 
und daher keine Mittel 
für teure Sanierungen 
mehr übrighaben, wären 
betroffen.

3. Aber auch alle 
Mieterinnen und Mieter 
wird es treffen. Einerseits 
dürften die teuren ener-
getischen Sanierungen 
in vielen Fällen auf die 
Mieterschaft umgelegt 
werden, und anderer-
seits bezahlen die Miete-
rinnen und Mieter auch 
die komplette CO2-Ab-
gabe über ihre Neben-
kosten.

Lenkungswirkung? 
Fehlanzeige! 

Fazit: Das 
CO2-Gesetz teilt die Ge-
sellschaft. Es ist unaus-
gewogen, da es nur auf 
einzelne Wirtschaftsbe-
reiche abzielt. Nur die 
Reichen können sich die 
Mehrbelastung leisten, 
Das ist ungerecht und 
unsozial! Sagen Sie NEIN 
zum neuen CO2-Gesetz. 

Das CO2-Gesetz teilt die Bevölk-
erung in «gut» und «schlecht» ein: Wer 
sich klimapolitisch «gut» 
verhält, soll belohnt, wer 
sich angeblich «schlecht» 
verhält, soll finanziell be-
straft werden. Dabei wird 
aber nicht berücksichtigt, 
dass damit Menschen in 
unserem Land benachtei-
ligt werden, die aufgrund 
der Wohn- und Arbeits-
verhältnisse ihr Verhalten 
gar nicht oder kaum än-
dern können. Menschen 
in Rand- und Bergre-
gionen oder Hausbesitzer, 
denen die finanziellen 
Mittel für eine teure Sa-
nierung fehlen, werden 
zur Kasse gebeten.

Das CO2-Gesetz 
belastet Menschen mit 
mittleren und tiefen Ein-
kommen überproportio-
nal stark. Für Familien, 
die jeden Rappen zwei 
Mal umdrehen müssen, 
sind weitere zusätzliche 
Kosten kaum zu verkraf-
ten. 

Drei Beispiele: 
1. Der Pendler, der mit 

dem Auto zur Arbeit 

muss. Der Handwerker, der Material 
zu transportieren hat. Die Mutter, 
die für die Familie einkaufen muss. 
Sie alle müssen neu pro Liter Benzin 
12 Rappen mehr zahlen. Das macht 
schnell ein paar Hundert Franken pro 
Jahr aus. Im Falle von Unternehmen 
mit einem grösseren Fuhrpark kann 
dies sogar Zehntausende von Franken 
im Jahr ausmachen.

von Diana Gutjahr
Nationalrätin 
Amriswil (TG)

Linkes 
CO2-Gesetz 

NEIN

Mieter  
abzocken?
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Land, die jeden Morgen aufstehen und zur 
Arbeit fahren, sei es als Handwerker, als An-
gestellte oder als Unternehmer. Zu Lasten 
der Menschen und Familien, die ihr Leben 
selber finanzieren und die einen Beitrag zur 
hohen Wirtschaftsleistung unseres Landes 
beitragen.  

Dem müssen wir entschieden ent- 
gegentreten. Das CO2-Gesetz ist nicht nur 
teuer und nutzlos, es ist vor allem gegenü-
ber der ländlichen und der arbeitenden Be-
völkerung ungerecht. Daher gibt es am 13. 
Juni nur eine Antwort: Ein klares Nein zum 
missratenen CO2-Gesetz.

Arbeitende Landbevölkerung 
bezahlt die Zeche
Einmal mehr stimmen wir über ein Gesetz ab, das die ländliche Bevölkerung massiv benachtei-
ligt. Das CO2-Gesetz erhöht den Preis pro Liter Benzin und Diesel um 12 Rappen. Dies bedeu-
tet, dass Autofahren und das Leben für all die Menschen, die auf das Auto angewiesen sind, 
massiv verteuert wird.

Ich wohne auf über 1000 Meter über 
Meer. Der nächste Bahnhof ist weit unten 
im Tal. Wir alle, die auf dem Lande und ab-
seits der Hauptverkehrsachsen leben, sind 
auf das Auto angewiesen. Und dies schon 
bis zur nächsten Haltestelle des öffent-
lichen Verkehrs. Entweder gehe ich über 
eine halbe Stunde zu Fuss zum Bahnhof 
oder ich nehme das Auto. Hier gibt es keine 
«Lenkung», wie dies 
mit dem CO2-Ge-
setz angepriesen 
wird, es gibt nur 
eine Verteuerung. 
Beim Auto bin ich 
zudem auf ein Allrad-Fahrzeug angewiesen. 
Sonst wäre ich auch diesen Winter öfters 
nicht mehr nach Hause gekommen. Denn 
auch wenn uns die Grünen seit fast 40 Jah-
ren das Gegenteil weismachen wollen: Es 
gibt in der Schweiz immer noch viel Schnee. 

Landflucht wird noch mehr befeuert
Dass eine Mehrheit von Bundesrat 

und Parlament die Landflucht richtigge-
hend befördert, haben wir bereits mit der 
Beschränkung des Pendlerabzugs gesehen. 
Wer mit dem Auto zur Arbeit fährt, kann 
die Auslagen seit 2016 nicht mehr steuerlich 
in Abzug bringen, sondern noch höchstens 
3000 Franken. Dies wurde uns mit der Vor-
lage über die Finanzierung und den Ausbau 
der Eisenbahninfrastruktur eingebrockt. 
Seither finanzieren wir vom Lande, die auf 
das Auto angewiesen sind, den ÖV. Mit 
dem nun zur Abstimmung kommenden 

CO2-Gesetz soll die arbeitende ländliche 
Bevölkerung erneut geschröpft und die 
Leute in die Stadt getrieben werden. 

Links-grüne Pfründenwirtschaft
Über eine Erhöhung von Benzin 

und Diesel um 12 Rappen pro Liter geht die 
Umverteilung in eine nächste Runde: Zwei 
Drittel davon werden direkt umverteilt und 
ein Drittel geht in einen sogenannten Klima-
fonds. Dieser soll unter anderem Elektroau-
tostationen, klimafreundliche Sanierun-
gen, CO2-freie Heizungen oder innovative 
Schweizer Unternehmen finanzieren und 
wird vom Departement von SP-Bundesrätin 
Simonetta Somma-
ruga administriert. 

Damit ist 
klar: Neben ein paar 
Alibi-Projekten in 
den Bergen wird 
hauptsächlich die 
links.grüne Pfrün-
denwirtschaft ange-
kurbelt werden. Wie 
die Asylindustrie ist 
in den letzten Jahren 
eine Umweltindus-
trie entstanden, die 
auf grosszügige staat-
liche Unterstützung 
angewiesen ist und 
günstigere und ihnen 
nicht genehme En-
ergie aus dem Markt 
drängen will. Und 
dies zu Lasten der 
Menschen auf dem 

von Esther Friedli
Nationalrätin
Ebnat-Kappel (SG)

 Damit ist klar: Neben ein 
paar Alibi-Projekten in den 
Bergen wird hauptsächlich die 
links-grüne Pfründenwirtschaft 
angekurbelt werden.  

Linkes 
CO2-Gesetz 

NEIN

Autofahren 
nur für Reiche?
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Die Agrar-Initiativen gefährden 
unsere Versorgungssicherheit
Am 13. Juni kommen zwei Initiativen zur Abstimmung, die den Schutz der Umwelt und des Trink-
wassers versprechen, aber weit über das Ziel hinausschiessen. Hingegen reduziert eine kürzlich 
verabschiedete Gesetzesanpassung bereits den Einsatz von Pestiziden und Dünger zum Schutz 
von Mensch, Tier und Umwelt.

Einsatz von Pestiziden die Risiken für 
Mensch, Tier und Umwelt weiter zu ver-
mindern und die Qualität des Grund- 
und Trinkwassers sowie der Bäche, Flüsse 
und Seen weiter zu verbessern. Weiter 
sollen die umweltbelastenden Nährstoff- 
verluste – das heisst vor allem die Dün-
gerüberschüsse – reduziert werden. Mit 
den beschlossenen Gesetzesanpassun-
gen wird der Einsatz von Pestiziden und 

Dünger aber allgemein geregelt und 
nicht nur für die Landwirtschaft. Das ist 
richtig so. 

Am 13. Juni stimmt das 
Schweizer Volk über zwei Vorlagen ab, 
die für den Wohlstand und die Ver-
sorgungssicherheit unseres Landes 
zentral sind: Die 
«Trinkwasserini-
tiative» verlangt, 
dass Direkt-
zahlungen nur an 
Landwirtschafts-
betriebe ausge-
richtet werden, 
die pestizidfrei produzieren, ohne 
vorbeugenden Antibiotikaeinsatz in 
der Tierhaltung auskommen und ih-
ren Tierbestand mit Futter ernäh-
ren können, das sie auf ihrem Betrieb 
produzieren. Die Initiative «Für eine 
Schweiz ohne synthetische Pestizide» 
will den Einsatz von synthetischen Pes-
tiziden gänzlich verbieten, ebenso den 
Import von Lebensmitteln oder von 
Rohstoffen für die Lebensmittelindus-
trie, die mithilfe von synthetischen Pes-
tiziden hergestellt wurden. 

Mehr Importe, mehr Einkaufstourismus 
Lassen Sie mich gleich zu Beginn 

Folgendes klarstellen: Unser Trinkwas-
ser ist bereits gut geschützt und pro-
blemlos trinkbar. Ich trinke es jeden 
Tag ohne jegliche Bedenken. Klar, der 
Schutz des Trinkwassers kann noch wei-
ter verbessert werden. Die Initiativen 
schiessen aber über das Ziel hinaus. 

Der Verzicht auf Pestizide und der 
erwartete Rückgang der Produktion wür-
den im Inland zwar die Belastung von 
Gewässern mit Pestiziden und Nährstof-
fen aus der Landwirtschaft verringern und 
die Biodiversität verbessern. Gleichzei-
tig würde aber die Umweltbelastung ins 
Ausland verlagert, da vermehrt im Aus-
land produzierte Lebensmittel importiert 
würden. Die Initiativen hätten zur Folge, 
dass viele Landwirtschaftsbetriebe we-

niger Lebensmittel 
produzieren würden. 
Damit würde die 
Versorgung der Be-
völkerung mit einhei-
mischen Lebensmit-
teln eingeschränkt. 
Die Covid-19-Pan-

demie hat gezeigt, dass die Versorgung 
mit Lebensmitteln in der Schweiz krisen-
resistent ist. Diese Versorgungssicherheit 
dürfen wir nicht gefährden.

 
Zudem würde die Rohstoffbeschaf-

fung für die Lebensmittelindustrie er-
schwert oder teilweise verunmöglichst, 
was viele Arbeitsplätze gefährden würde 
und eine Erhöhung der Nahrungsmit-
telpreise zur Folge hätte. Damit würde 
auch der Einkaufstourismus weiter be-
günstigt. 

Keine Diskriminierung der Bauern 
Das Parlament hat das berechtigte 

Anliegen der Schweizer Bevölkerung, 
auch in Zukunft über einwandfreies 
Trinkwasser zu verfügen, erkannt. Es hat 
deshalb im Rahmen einer parlamenta-
rischen Initiative Gesetzesanpassungen 
verabschiedet, die darauf abzielen, beim 

 Die Covid-19-Pandemie hat 
gezeigt, dass die Versorgung mit 
Lebensmitteln in der Schweiz 
krisenresistent ist. Diese Versor-
gungssicherheit dürfen wir nicht 
gefährden.  

von Guy Parmelin
Bundespräsident
Bursins (VD)

Schweizer Bauern und Bäuerinnen produzieren gesunde Lebensmittel von hoher Qualität und Nachhaltigkeit. Der Einsatz 
von Pestiziden ist auf kranke Pflanzen und Gemüse beschränkt. Ein Verbot des Einsatzes von synthetischen Pestiziden 
würde zu einer deutlichen Reduktion der Produktion von hochwertigen Schweizer Lebensmitteln führen.



9EXTREME AGRARINITIATIVEN ABLEHNEN 

Nein zur Zerstörung der 
Schweizer Landwirtschaft
Die beiden extremen Agrarinitiativen, über welche die Stimmbürger am 13. Juni abstimmen, sind 
brandgefährlich. Sie schaden nicht nur den Bauern und der Schweizer Lebensmittelproduktion, 
sondern auch der Umwelt. 

Schweiz 1.8 Millionen. 2019 waren es noch 
1.5 Millionen. Bei den Schweinen betrug 
der Bestand 1990 1.7 Millionen. 2019 wa-
ren es noch 1.3 Millionen. In der gleichen 
Zeit ist aber die Schweizer Bevölkerung 
gewachsen. Von 6.7 Millionen auf 8.5 Mil-
lionen. Die SVP will dieses massive Bevöl-
kerungswachstum schon lange bremsen. 
Nur machen da die links-grünen Kreise 
nicht mit. Lieber wollen sie die Land-
wirtschaft im Land zerstören. Die Grünen 
wollen das Fleisch mit dem Flugzeug in die 
Schweiz bringen. Wir wollen die Probleme 
im Inland lösen und nicht die Probleme 
ins Ausland verlagern. 

Noch mehr Lebensmittelimporte
Denn die beiden Initiativen sind 

reine Importinitiativen. Wenn sie ange-
nommen werden, sinkt die Lebensmit-

telproduktion um 
mindestens 40%. 
Denn wenn keine 
Pflanzenschutzmittel 
mehr eingesetzt wer-
den dürfen, können 
wir die Weizenfelder, 

das Obst, das Gemüse nicht mehr schützen. 
Ganze Ernten gehen im schlimmsten Fall 
verloren. Werden zerstört von Schädlin-
gen. Und es entsteht noch mehr Food-
waste. Rapsanbau wäre in der Schweiz 
nicht mehr möglich, und so würde einfach 
Palmöl als Ersatz importiert. Insgesamt 
würde ein Vielfaches von heute an Lebens-
mitteln importiert. Gerade Corona hat uns 
gezeigt, wie schlecht es ist, wenn wir zu ab-
hängig sind vom Ausland. 

Zu einer freien, neutralen Schweiz 
gehört auch die Lebensmittelproduk-
tion. Sagen sie darum Nein zu den beiden 
Agrar-(Import-)Initiativen.

Wie so oft tönen die Titel der Ini-
tiativen gut. Wer will schon nicht sau-
beres Trinkwasser in der Schweiz? Wer 

will nicht gesunde Böden? Wir Bauern 
arbeiten jeden Tag draussen in der Natur. 
Arbeiten mit der Natur, mit den Tieren. 

365 Tage im Jahr. Damit wir die Schweizer 
Bevölkerung mit einwandfreien Lebens-
mitteln versorgen können, brauchen wir 
gesunde Böden und einwandfreies Was-
ser. 

Bauern machen viel für die Umwelt
Aus diesem Grund erfüllen die 

Bauern den ökologischen Leistungsaus-
gleich. Wir pflanzen Hecken, sanieren 
Trockensteinmauern, nutzen und pflegen 
Biodiversitätsförderflächen, mähen und 
pflegen die Moore. Das Gesetz verlangt 
von der Landwirtschaft, dass gut 70'000 
Hektaren Biodiversitätsförderflächen aus-
geschieden werden. Die Bauern haben 
mehr als 190'000 ha Hektaren erreicht. 
Das Ziel des Bundesrats war es, 50% der 
Flächen zu vernetzen. Die Bauern haben 
80% vernetzt. Aber auch beim Antibio-
tikaeinsatz haben 
die Bauern viel 
geleistet. In den 
letzten 10 Jahren 
wurde der Einsatz 
halbiert. Der Ein-
satz von Glyphosat 
wurde innert 10 Jahren um 63% reduziert. 
Die Schweizer Bauern sind auf einem 
guten Weg.

Und jetzt erzählen die Initianten 
landauf landab, die Bauern würden die 
Natur zerstören. Das stimmt einfach nicht. 
Die Bauern haben so viel für die Ökologie 
gemacht wie sonst niemand im Land. 

Tierbestände nehmen ab, Bevölkerung 
wächst

Auch wird immer argumentiert, 
die Tierbestände in der Schweiz seien viel 
zu hoch. Das sind Fake News. Ein Beispiel: 
1990 betrug der Rindviehbestand in der 

 Die Grünen wollen das Fleisch 
mit dem Flugzeug in die Schweiz 
bringen. Wir wollen die Probleme 
im Inland lösen und nicht die Pro-
bleme ins Ausland verlagern.  

von Marcel Dettling
Nationalrat
Oberiberg (SZ)

Schweizer Bauern und Bäuerinnen produzieren gesunde Lebensmittel von hoher Qualität und Nachhaltigkeit. Der Einsatz 
von Pestiziden ist auf kranke Pflanzen und Gemüse beschränkt. Ein Verbot des Einsatzes von synthetischen Pestiziden 
würde zu einer deutlichen Reduktion der Produktion von hochwertigen Schweizer Lebensmitteln führen.



10 DIE MACHT DES BUNDESRATS BEGRENZEN, DEN UNTERNEHMEN HELFEN!  

Was für ein Ja spricht 
Wer das Gesetz ablehnt, sollte sich 

aber bewusst sein, wer davon vor allem 
betroffen wäre. Das Hauptziel des Co-
vid-19-Gesetzes ist und war es nämlich, die 
einschneidenden Massnahmen mit ihren 
zahlreichen negativen Nebeneffekten für 
die Wirtschaft und die Gesellschaft zu däm-
pfen. Gemeint sind die Unterstützungsmass- 
nahmen zugunsten der betroffenen KMU 
und Härtefallbranchen, also der Gastrono-
mie, der Hotellerie, der Eventbranche, der 
Reise-branche, der Fitnessbranche, dem Tou-
rismus, dem Sport und der Kultur. Ein Ja zum 

Gesetz bedeutet ein Bekenntnis 
zur Unterstützung der betroffenen 
Menschen durch die Finanzierung 
von Kurzarbeit, Erwerbsersatz und 
À-fonds-perdu-Beiträgen. Diese 
im Covid-19-Gesetz geregelten 
Instrumente helfen mit, Konkurse 
und Arbeitslose zu verhindern.

Verfehlte Lockdown-Politik des
Bundesrats 

Die SVP hat im 
Bundeshaus die verfehlte, 
nicht-evidenzbasierte Lockdown- 
Politik des Bundesrats unzählige 
Male kritisiert und versucht, 

raschere Lockerungen durchzu-
setzen, um die Menschen im Land wieder ar-
beiten zu lassen. Leider haben sowohl im Bun-
desrat als auch im Parlament die Mehrheiten 
gefehlt. Aber eines ist allen klar: Wenn der 
Staat faktische Arbeitsverbote verfügt, soll er 
auch finanziell dafür geradestehen.

Fazit: Jede und jeder muss die Gewich-
tung der Argumente für ein Ja oder ein Nein 
aus eigener Sicht und mit Blick auf die Betrof-
fenheit des eigenen Umfelds vornehmen. Man 
kann in guten Treuen beide Auffassungen 
vertreten.

Covid-19-Gesetz: Differenziertes 
Stimmverhalten wird verunmöglicht
Die Delegierten der SVP Schweiz haben an der Online-DV vom 27. März 2021 zum Covid-19-Gesetz 
Stimmfreigabe beschlossen. Es kommt nicht oft vor, dass sich bei einer Vorlage Pro- und Contra- 
Argumente aus SVP-Optik ungefähr die Waage halten. Das Covid-19-Gesetz ist eine solche Vorlage. 

Es gibt sowohl legitime Gründe für 
eine Annahme als auch für eine Ablehnung 
des Covid-19-Gesetzes. Das Problem liegt 
vor allem darin, dass verschiedene Aspekte 
vermengt werden, über die nicht einzeln ab-
gestimmt werden kann. Auf der einen Seite 
werden dem Bundesrat freiheitseinschrän-
kende Befugnisse eingeräumt, 
auf der anderen Seite die 
finanziellen Unterstützungs-
massnahmen für Wirtschaft 
und Gesellschaft geregelt. Die 
SVP hat im Parlament verge-
blich beantragt, die Vorlage zu 
splitten, um eine differenzierte 
Abstimmung darüber zu er-
möglichen. 

Das Covid-19-Gesetz 
ist ein spezielles Gesetz. Es ba-
siert auf Notrecht und ist be-
fristet. Im Verlauf der letzten 
Monate wurde es bereits wie-
der überarbeitet. Abgestimmt 
wird aber über die Version vom 25. Sep-
tember 2020. Daher drängt sich die Frage auf, 
welche Folgen eine Ablehnung bzw. eine An-
nahme der Vorlage am 13. Juni hätte. 

Bei einer Ablehnung der Vorlage 
würden dem Bundesrat per 25. September 
2021 Befugnisse zur Bekämpfung der Co-
vid-19-Epidemie entzogen, soweit sie im 
Gesetz geregelt sind. Gegen solche bundes-
rätliche Befugnisse hat sich die SVP bereits 
2013 gewehrt – bei der Abstimmung über 
das Epidemiengesetz. Ausserdem würde die 

Grundlage wegfallen für Massnahmen 
zur Abfederung der negativen wirtschaf-
tlichen Folgen.

Argumente für ein Nein
Bei einer Annahme der Vorlage 

hätte das Covid-19-Gesetz weiterhin Gül-
tigkeit bis zum Ablauf der Geltungsdauer 
Ende 2021. Für die Kurzarbeit gelten die 
Regelungen bis Ende 2022.

Der Hauptgrund für ein Nein zum 
Covid-19-Gesetz liegt in der Skepsis ge-
genüber der verfehlten Lockdown-Politik 

des Bundesrats. Eine Ablehnung ist die lo-
gische Reaktion für alle, die der Meinung 
sind, der Bundesrat habe seine Kompe-
tenzen falsch eingesetzt und mangelhafte 
Belege zur Begründung der einschneiden-
den, freiheitsbeschränkenden Massna-
hmen geliefert. Wer ein Zeichen setzen 
will gegen diese unverhältnismässigen 
Massnahmen, die zu Berufs- und Arbeits-
verboten und als Folge davon zu staat-
lichen Entschädigungsverpflichtungen in 
Milliardenhöhe geführt haben, stimmt 
Nein.

von Lars Guggisberg
Nationalrat
Kirchlindach (BE)

In der Frühjahrsession setzte sich die SVP-Fraktion für die Aufteilung der Vor-
lage ein. Die anderen Parteien lehnten dies ab.
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ihrem Alter verstecken können. Daher ist 
es unabdingbar, dass dieses Gesetz auch 
bei Minderjährigen angewendet werden 
kann. 

Mehr Sicherheit für die Schweiz 
Mit dem Anti-Terror Gesetz 

kann endlich die Überwachung von 
Gefährdern ausgebaut werden. Das Fed-
pol erhält die Befugnis, im Internet, in 
Messenger-Diensten und sozialen Me-
dien verdeckt Fahnderinnen und Fahn-
der einzusetzen. Solche Ermittlungen 
unter falscher Identität dürfen nur im 
Zusammenhang mit schweren Straftaten 
durchgeführt werden, bei denen der Bund 
für die Strafverfolgung zuständig ist. 

Mit dem Anti-Terror-Gesetz be-
kommt die Schweiz endlich ein griffiges 
Instrument gegen Terrorismus. Damit 
wird die Sicherheit in unserem Land 
erhöht und womöglich Menschenleben 
gerettet.

Gewalttaten verhindern,
Leben retten  
Paris, Berlin, London, Wien. Aber auch die Schweiz erlebte schon terroristische Angriffe wie in 
Morges oder Lugano. Die Frage ist deshalb nicht ob, sondern wann unser Land von einem Terr-
oranschlag mit vielen Verletzten und Todesopfern heimgesucht wird. Deshalb sagen wir am 13. 
Juni JA zum Anti-Terror-Gesetz - es ist höchste Zeit für mehr Sicherheit.

Bei einem möglichen Terrorver-
dacht sind den Behörden heute die Hände 
gebunden, weil keine strafbare Handlung 
vorliegt. Mit dem 
Ant i-Terror-Ge-
setz werden nun 
genau diese sogen-
nanten Gefährder 
ins Visier genom-
men. Das sind Per-
sonen, bei welchen 
aufgrund konkreter 
und aktueller An-
haltspunkte davon ausgegangen werden 
muss, dass sie eine terroristische Aktivität 
ausüben werden. Ihnen kann das Bun-
desamt für Polizei (Fedpol) Melde- und 
Gesprächsteilnahmepflichten, Kontakt- 
und Rayonverbote, Hausarrest oder Aus-
reiseverbote auferlegen. Die präventiven 
Massnahmen gegen Gefährderinnen und 
Gefährder sind subsidiär: Sie dürfen nur 
angewendet werden, wenn die Gefahr 
nicht mit therapeutischen, integrativen 
oder anderen Massnahmen abgewendet 
werden kann.

Linke schützen Gewalttäter
Gemäss den Linken verstossen 

diese Massnahmen gegen die Menschen-
rechte. Einmal mehr versuchen die Lin-
ken Gefährder zu schützen und riskie-
ren damit die Sicherheit der eigenen 
Bevölkerung. Auch ein entsprechendes 
Gutachten von Bund und Kantonen 

kam zum Schluss, dass die Massnah- 
men im Einklang mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) 
umgesetzt werden können.

Der Hausarrest kann für Personen 
ab 15 Jahren verhängt werden, dazu haben 
aber National- und Ständerat zahlreiche 
Ausnahmen beschlossen: Gefährder sollen 
das Haus für Erwerbs- und Bildungszwecke, 
die Ausübung der Glaubensfreiheit oder 

wegen familiärer 
Verpflichtungen ver-
lassen dürfen. Zudem 
muss der Hausarrest 
vorab von einem Ge-
richt geprüft werden. 
Alle übrigen Mass-
nahmen wie Melde- 
und Gesprächsteil-
n a h m e pf l i c ht e n , 

Rayon- und Ausreiseverbote können dem 
Gericht nachträglich vorgelegt werden. Diese 
Massnahmen können ab 12 Jahren angewen-
det werden. Gemäss 
Gutachten ist das 
mit der Uno-Kin-
derrechtskonven-
tion vereinbar. Aus 
unzähligen Fällen 
in Europa weiss 
man, dass Terror- 
anschläge auch von 
Minder jä hr igen 
ausgeführt werden. 
Mehr noch – bei 
einigen Terror- 
anschlägen spielten 
M i n d e r j ä h r i g e 
eine zentrale Rolle. 
Es kann und darf 
nicht sein, dass sich 
Terroristen hinter 

von Martina Bircher
Nationalrätin
Aarburg (AG)

 Mit dem Anti-Terror Gesetz 
kann endlich die Überwachung 
von Gefährdern ausgebaut werden. 
Das Fedpol erhält die Befugnis, 
im Internet, in Messenger-Diens-
ten und sozialen Medien verdeckt 
Fahnderinnen und Fahnder einzu-
setzen.  

Angriffe rechtzeitig verhindern: Darum JA zum Anti-Terror-Gesetz!
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versicherung obligatorisch, Sonderzahlung: 30 % vom Nettoverkaufspreis. Der Leasing-Zinssatz ist an 
die Laufzeit gebunden. Ihr offizieller Suzuki Fachhändler unterbreitet Ihnen gerne ein individuell auf 
Sie zugeschnittenes Leasing-Angebot für den Suzuki Ihrer Wahl. Leasing-Partner ist die MultiLease AG.
Sämtliche Preisangaben verstehen sich als unverbindliche Preisempfehlung inkl. MwSt.



Darum NEIN zum CO2-Gesetz:
Denn es ist …

Unterstützen Sie unsere Kampagne!

linktr.ee/neinco2gesetz

Missratenes
CO2-Gesetz

Nein

Teuer.
Nutzlos.
Ungerecht.
www.teuer-nutzlos-ungerecht.ch

Teuer, weil …
	es Benzin und Diesel um 12 Rappen 

pro Liter verteuert! 
	es die Abgabe auf Heizöl und Gas 

mehr als ver doppelt! 

	damit Öl- und Gasheizungen  
praktisch verboten werden! 

	es eine neue Steuer von bis zu  
120 Franken auf Flugtickets  
einführt! 

Nutzlos, weil …
	die Schweiz ist nur für 0,1% (!) des 

weltweiten Klimaausstosses verant-
wortlich! 

	die Schweiz auch ohne CO2-Gesetz 
heute bereits klima politisch vor-
bildlich unterwegs ist! 

Ungerecht, weil …
	mit dem CO2-Gesetz vor allem  

Pendler, Menschen in Ran dregionen, 
Mieter, Menschen mit kleinem  
Budget und das einfache Gewerbe 
massiv belastet werden! 

	ein Grossteil des Gewerbes und viele 
Angestellte und Selbst ständige wegen 
Corona in ihrer Existenz bedroht sind. 
Und nun sollen Benzin und Heiz-
kosten noch teurer werden? Das 
können wir uns jetzt nicht leisten!


